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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäisdien Gemeinsdiaften 
hier: Reditsangleichung in der 

Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Funkstörungen durch 
Elektro-Haushaltsgeräte, tragbare Elektrowerkzeuge und 
ähnliche Geräte 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Leuchtstoffröhren. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 8. August 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Funkstörungen durch Elektro-Haushaltsgeräte, tragbare 
Elektrowerkzeuge und ähnliche Geräte 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den meisten Mitgliedstaaten unterliegen Elek- 
tro-Haushaltsgeräte, tragbare Elektrowerkzeuge 
und andere Elektrogeräte, die Funkstörungen ver- 
ursachen können, in bezug auf diese Störungen 
zwingenden Bestimmungen, die von einem Mitglied- 
staat zum anderen verschieden sind. 

Die Unterschiede zwischen den innerstaatlichen 
Vorschriften behindern den Handel mit Elektro- 
Haushaltsgeräten, tragbaren Elektrowerkzeugen 
und ähnlichen Geräten, die Funkstörungen verur- 
sachen können-, sie wirken sich somit unmittelbar 
auf die Errichtung und das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes aus. 

Es ist deshalb erforderlich, auf Gemeinschafts- 
ebene die Regeln festzulegen, die hinsichtlich der 
zulässigen Grenzwerte der Funkstörungen, die von 
den durch diese Richtlinie erfaßten Geräten ver- 
ursacht werden, einzuhalten sind, und die Verfah- 
ren für die Messung dieser Störungen zu bestimmen. 

Zur Anwendung dieser Störgrenzwerte ist im all- 
gemeinen zu unterscheiden, ob die Störungen als 
kontinuierlicher Ton oder als Rauschen im Gegen- 
satz zu Knadcgeräuschen hörbar wahrgenommen 
werden. 

Zur Messung der Störungen, die von den durch 
diese Richtlinie erfaßten Geräten verursacht wer- 
den, ist es erforderlich, die Geräte unter genau fest- 
gelegten Meßbedingungen zu betreiben, die am 
Meßgerät aufgenommenen Werte einheitlich zu 
interpretieren und die Messung auf einer statisti- 
schen Grundlage durchzuführen, die nach einheit- 
lichen Bewertungsregeln für die Prüfung der Über- 
einstimmung der Messungen mit den zulässigen 
Grenzwerten festgelegt ist. 

Für Elektro-Haushaltsgeräte ohne motorischen 
Antrieb sind zusätzliche Vorschriften erforderlich; 
ferner sind programmgesteuerte Geräte eine wesent- 
liche Ursache von Funkstörungen. 


Der technische Fortschritt erfordert eine häufige 
Anpassung der in dieser Richtlinie und in den wei- 
teren Richtlinien über Funkstörungen festgelegten 
technischen Vorschriften. Es empfiehlt sich deshalb, 
zur Erleichterung der diesbezüglich erforderlichen 
Maßnahmen ein Verfahren vorzusehen, durch das 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission im Rahmen des Aus- 
schusses für die Anpassung der Richtlinien, die zur 
Beseitigung der technischen Handelshemmnisse auf 
dem Gebiet der Funkstörungen erlassen werden, an 
den technischen Fortschritt gefördert wird - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Ziel dieser Richtlinie ist die Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten über Funkstörungen durch Elektrohaus- 
haltsgeräte, tragbare Elektrowerkzeuge und andere 
Elektrogeräte, die kontinuierliche oder diskonti- 
nuierliche Funkstörungen ähnlicher Art hervorrufen, 
durch Festlegung der 

— zulässigen Grenzwerte der durch diese Geräte 
verursachten Störungen, 

— Verfahren zur Messung dieser Störungen. 

2. Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie ist im 
ersten Absatz ihres Anhangs genauer definiert. 

3. Als kontinuierliche oder diskontinuierliche Stö- 
rungen gelten die in Punkt 3.1.1. und 3.2.1. des An- 
hangs definierten Störungen. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 bezeichneten Geräte dürfen nur 
dann in den Verkehr gebracht werden, wenn in 
bezug auf die zulässigen Grenzwerte der Funk- 
störungen, die sie verursachen können, den Vor- 
schriften dieser Richtlinie genügen. 

Ar t i k e 1 3 

1. Der Hersteller oder Einführer des Geräts muß auf 
seine Verantwortung hin erklären, daß das Gerät 
den Vorschriften dieser Richtlinie genügt. Diese Er- 
klärung ist auf der Gebrauchsanweisung, auf dem 
Garantieschein oder auf dem Gerät anzubringen. 
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2. Die Verwendung der Zeichen oder Bescheinigun- 
gen, die von den Organisationen ausgestellt sind, 
die jeder Mitgliedstaat den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission mitgeteilt hat, befreit von der 
im vorigen Absatz genannten Erklärung. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen 
oder die Verwendi^ng von elektrischen Geräten aus 
Gründen, die Funkstörungen betreffen, nicht verbie- 
ten oder behindern, wenn die Geräte den Vorschrif- 
ten dieser Richtlinie und ihres Anhangs genügen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit bei amtlichen Prüfungen zur 
Feststellung, ob die Bestimmungen über die zuläs- 
sigen Störgrenzwerte der einzelnen Gerätekatego- 
rien eingehalten sind, nur solche Meßverfahren 
angewendet werden, die den Vorschriften des An- 
hangs dieser Richtlinie entsprechen. 

Artikel 6 

Die Vorschriften dieser Richtlinie stehen der An- 
wendung der Vorschriften, die die einzelnen Mit- 
gliedstaaten zum Schutz gemeinnütziger Empfangs- 
anlagen erlassen haben oder erlassen, nicht entge- 
gen. 

Artikel 7 

1. Es wird ein Ausschuß für die Anpassung der 
Richtlinie zur Beseitigung der technischen Handels- 
hemmnisse auf dem Gebiet der Funkstörungen an 
den technischen Fortschritt - im folgenden „Aus- 
schuß" genannt - eingesetzt, der aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten besteht und in dem ein Vertreter 
der Kommission den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

3. Die zur Anpassung des Anhangs dieser Richt- 
linie - außer dessen Punkt 1 - und der Anhänge zu 
Richtlinien, die auf diesem Gebiet nach den in den 
Richtlinien festgelegten Bedingungen noch erlas- 
sen werden, erforderlichen Änderungen werden 
nach dem in nachstehendem Artikel 8 festgelegten 
Verfahren bestimmt. 


Artikel 8 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende den Ausschuß von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah- 
men. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf inner- 
halb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende je nach 
der Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen 
kann. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von zwölf Stimmen zustande, wobei die Stimmen 
der Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen werden. Der Vorsitzende nimmt 
an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 

menen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des Aus- 
schusses oder ist keine Stellungnahme ergan- 
gen, so schlägt die Kommission dem Rat un- 
verzüglich die betreffenden Maßnahmen vor. 
Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, 
so werden die vorgeschlagenen Maßnahmen 
von der Kommission getroffen. 


Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen 18 Mona- 
ten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommisison der Wortlaut der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften mitgeteilt wird, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet er- 
lassen. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


1 . Geltungsbereich 

— ■ Die folgenden Bestimmungen gelten für Elektrohaushaltsgeräte, tragbare Elektrowerkzeuge und 
andere elektrische Geräte, die ähnliche kontinuierliche oder diskontinuierliche Funkstörungen hervor- 
rufen, wie: Büromaschinen, Kino- oder Diapositivprojektoren, elektrische Spielzeuge, elektrische 
Plattenspieler, Melkmaschinen, elektro-medizinische Geräte mit motorischem Antrieb usw., mit Aus- 
nahme von Hochfrequenztherapiegeräten. 

— In den Bestimmungen sind die Störungsmeßverfahren und die im Frequenzbereich 0,15 bis 800 MHz 
zulässigen Störgrenzen festgelegt. 

— Tragbare Elektrowerkzeuge mit einer Leistung über 2 kW fallen nicht unter den Anwendungsbereich 
dieser Richtlinie. 

— Lose verkaufte Motoren fallen nicht unter diese Bestimmungen, 

Sie sind mit einem Etikett zu versehen, durch das der Benutzer darauf aufmerksam gemacht wird, 
daß er für die vorschriftsmäßige Entstörung des entsprechenden Geräts zu sorgen hat. 


2. Meßgeräte und Meßverfahren 

2.1. Frequenzbereich 0,15 bis 30 MHz 

— Das Meßgerät entspricht den Angaben der Veröffentlichung Nr. 1 des CISPR: 

„CISPR-Vorschrift für die Meßapparatur für Frequenzen zwischen 0,15 und 30 MHz (1961), mit 
Änderungen 1 (1967) und 2 (1969)". 

— Die Störspannungen werden an den Geräteklemmen mit einer Netznachbildung in V-Schaltung 
von 150 Q gemessen (vgl. Änderung 1 (1967) zur Veröffentlichung Nr. 1 (1961) des CISPR). 

2.2. Frequenzbereich 30 bis 300 MHz 

— Das Meßgerät entspricht den Angaben der Veröffentlichung Nr. 2 des CISPR: 

„CISPR-Vorschrift über die Meßapparatur für Frequenzen zwischen 25 bis 300 MHz" (1961), mit 
Änderung Nr. 1 (1969). 

— Die Störspannungen werden mit Hilfe einer absorbierenden Zange gemäß Änderung Nr. 1 (1969) 
zur Veröffentlichung Nr. 2 (1961) des CISPR gemessen. 

2.3. Meßeinrichtung für Störungen durch Schaltvorgänge 

Bei der Messung von Störungen durch Schaltvorgänge sind die in Ziffern 2.1. und 2.2. vorgesehenen 
Meßgeräte durch Einrichtungen zu ergänzen, mit denen außer dem Störpegel auch die Grenzdauer 
und die Knackrate gemessen werden können, von denen in den Zusatzanforderungen über diese 
Art von Störungen die Rede ist. 

2.4. Allgemeine Betriebsbedingungen für die Geräte bei der Störungsmessung 

Die allgemeinen Betriebsbedingungen, insbesondere die Nennbelastungen der Geräte sind in Ziffer 4 
festgelegt. 


3. Grenzen 

3.1. Störungen kontinuierlicher Art 

3.1.1. Begriffsbestimmung 

Als kontinuierliche Störung gilt eine elektromagnetische Störung, deren Wirkung auf eine 
gegebene, normal betriebene Anlage nicht als eine Reihe aufeinanderfolgender elektro- 
magnetischer Einzelimpulse aufgefaßt werden kann. 
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3.1.2. Grenzwerte 

Die Grenzwerte sind aus nachstehenden Tabellen Ia und Ib ersichtlich. 


Tabelle Ia: Grenzwerte für Elektrogeräte, ausgenommen tragbare Elektrowerkzeuge 


Frequenzbereich 
in MHz 

Bezugs- 

grenzwerte 

Grenzwerte, 

abgelesen an einem CISPR-Gerät 

Typenprüfunq 
(für Prüf- 
bescheinigung) 

(Artikel 3) (-■) 

Prüfversuche 
an Stichprobe 
(für Kontrollen) 
(Artikel 5) ('‘■) 

0,15-0,5 

66 dB (pV) 

= 2mV (CISPR) 

64 dB (pV) 

68 dB (pV) 

0,5 -30 

60 dB (pV) 

- ImV (CISPR) 

58 dB (m-V) 

62 dB (pV) 

30 

45 dB (pW) 

43 dB (pW) 

47 dB (pW) 

bis 

frequenzabhängige lineare Schwankung 


300 

55 dB (pW) 

53 dB (pW) 

57 dB (pW) 


*) Richtlinie des Rats vom .... über Funkstörungen (Rahmenrichtiinie) 


Tabelle Ib: Grenzwerte für tragbare Elektrowerkzeuge mit einer Leistung bis zu 2000 W 


Leistung 
des Werkzeugs 
W 


700 


von 

700 

bis 

1000 

(einschließ- 

lich) 

von 

1000 

bis 

2000 

(einschließ- 

lich) 


Frequenzbereich 
in MHz 

Bezugs- 

grenzwerte 

An einem CISPR-Gerät 
abgelesene Grenzwerte 

Typenprüfung 
(für Prüf- 
bescheinigung) 

Prüfversuch 
an Stichprobe 
(für Kontrollen) 

0,15-0,5 

66 dB (pV) 

64 dB (pV) 

68 dB (pV) 

0,5 -30 

60 dB (pV) 

58 dB (pV) 

62 dB (pV) 

30 

45 dB (pW) 

43 dB (pW) 

47 dB (pW) 

bis 

frequenzabhängige lineare Schwankung 

300 

55 dB (pW) 

53 dB (pW) 

57 dB (pW) 

0,15-0,5 

70 dB (pV) 

68 dB (pV) 

72 dB (pV) 

0,5 -30 (^=') 

64 dB (pV) 

62 dB (pV) 

66 dB (pV) 

30 

49 dB (pW) 

47 dB (pW) 

51 dB (pW) 

bis 

frequenzabhängige lineare Schwankung 

300 

59 dB (pW) 

57 dB (pW) 

61 dB (pW) 

0,15-0,5 

76 dB (pV) 

74 dB (pV) 

78 dB (pV) 

0,5 -30 C) 

70 dB (pV) 

68 dB (pV) 

72 dB (pV) 

30 

55 dB (pW) 

53 dB (pW) 

57 dB (pW) 

bis 

frequenzabhängige lineare Schwankung 

300 

65 dB (pW) 

63 dB (pW) 

67 dB (pW) 


*) Anmerkung: Resonanzspitzen zwischen 3 und 30 MHz sind jedoch zulässig. Sie überschreiten die Grenzwerte um 
höchstens 6 dB und haben eine Gesamtbandbreite von höchstens 3 MHz. 


3.2. Störungen diskontinuierlicher Art oder „Knackgeräusche" 

3.2.1. Begriiisbestimmungen 

— Als Knackgeräusche werden Störungen bezeichnet, deren Dauer, gemessen am Ausgang 
der Mittelfrequenzkreise eines CISPR-Empfängers, 200 ms nicht übersteigt. 
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— Als charakteristischer Störpegel gilt der höchste verbleibende Knackgeräuschpegel, nach- 
dem von der Gesamtzahl der „Knackgeräusche'' das Viertel mit den höchsten Werten 
eliminiert worden ist (Methode des oberen Viertels - siehe Beispiel unter Ziffer 5). 


3,2.2. Grenzwerte 

3. 2.2.1. Der Grenzwert L für die charakteristischen Störpegel der verursachten „Knackge- 
räusche" wird in dB nach folgender Formel bestimmt: 

, 30 

L = Lc + 20 logio^- (vgl. auch Ziffer 3.2.2.5.) 

wobei 

Lc* der zulässige Pegel für Störungen kontinuierlicher Art nach den Tabellen Ia und Iß 
vor Ziffer 3.1.2. ist. 

N ist die „Knackrate'' je Minute. 

Die Knackrate N wird nach Ziffer 3.2. 2. 4. berechnet. 

Die Formel gilt nur für solche Werte von N, die der Bedingung 0,2 <C N < 30 ent- 
sprechen. 

Es werden lediglich die „Knackgeräusche" zur Bewertung der Störung in Betracht 
gezogen, deren Störpegel die Grenze Lc überschreiten. 

Die Beobachtungszeit T ist in Ziffer 4. 1.1. 5. festgelegt, zusammen mit weiteren ggf. 
erforderlichen Angaben zu N. 


3. 2.2.2. übersteigt das dpreh die Schaltvorgänge hervorgerufene Geräusch nicht die Dauer 
von 200 ms, so wird es als ein einziges „Knacken" angesehen. 

3. 2. 2.3. Innerhalb 2 s sind höchstens 2 „Knacke" von maximal 200 ms zulässig; im gegen- 
teiligen Falle wird die Störung als kontinuierlich angesehen, wobei die Grenze Lc 
anzuwenden ist. 


3. 2. 2.4. Die Knackrate N wird aus der Gesamtzahl n der den Grenzwert Lc überschreitenden 
Knackgeräusche, die während der Beobachtungszeit T (in Minuten) gezählt werden, 
nach folgender Formel berechnet: 



3. 2.2.5. Die Grenzen des Störpegels von Störungen, die durch das Schalten der Kontakte von 
Geräten mit Thermostaten verursacht werden, ergeben sich aus der Formel nach 
Ziffer 3.2.2. 1., abgesehen von folgenden zwei Ausnahmefällen: 


3.2.2.5.1. Bei Wärmeplatten, Backröhren, Fritüren, elektrischen Heizkörpern, Heiz- 
lüftern, Konvektionsheizkörpern, Kühlschränken, Heißwasserbereitern 
(Tauchsieder, Heißwasserbereiter mit und ohne Speicher, Durchlauferhitzer), 
elektrischen Waffeleisen, Wasserkochern, elektrischen Kaffeemaschinen, 
Milchwärmern, Sterilisatoren, biegsamen Elektrogeräten (Heizkissen, Heiz- 
decken, Bettwärmer) und ähnlichen Geräten beträgt der Wert für Lc bei 
Frequenzen zwischen 0,15 und 0,2 MHz 70 dB. 

3.2. 2. 5.2. Bei Bügeleisen, Fritürpfannen, Kochtöpfen, Brotröstern und Küchenherden 
mit automatisch geregelten Kochplatten müssen die Kontakte verzögerungs- 
frei schalten (Dauer des Knackgeräusches unter 10 ms); pro Minute dürfen 
höchstens 5 Knackgeräusche auftreten. In diesem Falle wird keine Grenze 
vorgeschrieben. Erfüllen die Geräte nicht diese Anforderungen, so werden 
sie nach Ziffer 3.2.2.5.I. behandelt. 
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3.3. Einhaltung der Störgrenzen 

3.3.1. Die Einhaltung der Störgrenzen wird beurteilt 

a) entweder auf statistischer Grundlage, d. h. aufgrund von Prüfversuchen, die an einem 
Los von mindestens fünf Geräten gleichen Typs vorgenommen werden, oder, falls dies im 
folge außergewöhnlicher Umstände nicht möglich ist, an einer Stichprobe von drei Geräten; 

b) oder aufgrund der Prüfung eines einzigen Gerätes, das stichprobenweise einer Serie 
entnommen wird. 

Ergibt sich jedoch in diesem Falle ein ungünstiges Resultat, so kann eine Entscheidung 
erst nach einer Stichprobenprüfung auf statistischer Grundlage von drei bis zehn Geräten 
derselben Serie getroffen werden. 


3.3.2. Statistische Methode 

3.3.2. 1. Um sicherzustellen, daß 80 v. H. der Geräte mit einer Wahrscheinlichkeit von 80 v. H. 
keine größere Störung hervorrufen, als der zugelassenen Grenze L entspricht, muß 
folgende Bedingung erfüllt sein: 

+ k Sn ^ L 

L ist die zulässige Grenze 

Xn ist das arithmetische Mittel der Störpegel der n Geräte des Loses 
s-^ = 2 (x - xjä / (n - 1) 

X ist der Störpegel des Einzelgeräts 

k ist der Koeffizient aus den Tabellen der nichtzentralen Verteilung t, durch den 
gewährleistet wird, darß innerhalb eines bestimmten Vertrauensbereichs die vorge- 
schriebene Grenze von keinem höheren als dem festgesetzten Prozentsatz von Ge- 
räten überschritten wird. 

Für k werden folgende Werte eingesetzt: 
n 3 4 5 6 8 10 

k 2M Ü69 Ü52 M2 1^4 

Die Werte x, x^, und L werden in logarithmischen Einheiten ausgedrückt (dB). 


3. 3. 2.2. Führt der an der Stichprobe durchgeführte Prüfversuch zu dem Ergebnis, daß die 
Geräte den Anforderungen von Ziffer 3.3,2. 1. nicht genügen, so kann der Versuch 
wiederholt werden, wobei die Ergebnisse mit denen des ersten Loses in der Weise 
kombiniert werden, daß eine Beurteilung der Einhaltung der Störgrenzen bei einem 
umfangreicheren Los ermöglicht wird; insgesamt dürfen jedoch höchstens zehn Geräte 
geprüft werden. 


4. Betriebsbedingungen der Geräte bei der Störungsmessung 

4.1. Bedingungen betr. Betriebsweise, Betriebsdauer und Ergebnisauswertung 

4.1.1. Bei Inbetriebnahme des Gerätes sind folgende Bedingungen einzuhalten: 

4. 1.1.1. Die Belastung des Gerätes entspricht der Vorschrift von Ziffer 4.2., bei Geräten, die 
nicht unter diese Ziffer fallen, den normalen Betriebsbedingungen nach den Angaben 
des Herstellers. 

4. 1.1. 2. Die Betriebsdauer muß bei Geräten, bei denen die normale Betriebsdauer angegeben 
ist, dieser Angabe entsprechen; in allen anderen Fällen ist die Betriebsdauer nicht 
begrenzt;, es wird empfohlen, das Gerät während der bei den verschiedenen Frequen- 
zen vorgenommenen Messungen in Betrieb zu halten. 
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4. 1.1. 3. Die Einhaltung einer bestimmten Betriebsdauer vor Beginn der Messungen ist nicht 
vorgeschrieben, jedoch muß das Gerät genügend lange in Betrieb gewesen sein, damit 
der für seine normale Verwendung charakteristische Beharrungszustand erreicht ist. 
Diese vorausgehende Inbetriebnahme ist durch den Hersteller vorzunehmen. 

4. 1.1. 4. Der Motor ist normalerweise an die Nennspannung anzusdiließen. Ist jedoch der 
Störpegel stark spannungsabhängig, so wird eine Messung bei den Frequenzen durch- 
geführt, die sich den Grenzwerten am meisten nähern, und zwar unter Anschluß- 
spannungen gleich dem 0,9fachen und dem 1,1 fachen der Nennspannung des Motors. 
Bei Geräten mit mehr als einer Nennspannung sind die Messungen bei derjenigen 
Nennspannung durchzuführen, bei der die Störungen am stärksten auftreten. 

4. 1.1. 5. Die Beobachtungszeit T gemäß Ziffer 3.2.2. ist; 

— bei Geräten mit automatischer Abschaltung gleich der Dauer des vollständigen 
Programms von der Ingangsetzung bis zur endgültigen Stillsetzung; 

— bei Geräten ohne automatische Abschaltung gleich der zur Beobachtung von 
mindestens 40 Knacken erforderlichen Zeit; diese Zeit wird auf zwei Stunden 
begrenzt, wenn innerhalb von zwei Stunden keine 40 Knacke registriert werden 
konnten; 

— zur Ermittlung der Knackrate N wird das jeweils ungünstigste Programm ausge- 
wählt. 


4.1.2, Zur Auswertung der Meßwerte wird wie folgt verfahren: 

4. 1.2.1. Die Signale des Meßgerätes werden zunächst für jede Meßfrequenz während einer 
Mindestdauer von 15 s beobachtet; in Betracht gezogen werden die höchsten Meß- 
werte. 

4. 1.2.2. Werden im Frequenzbereich von 30 bis 300 MHz Messungen an einem Einzelgerät 
durchgeführt, so müssen sie nachstehende Bedingungen erfüllen; 

4. 1.2. 2.1. Die Messungen werden im gesamten Frequenzspektrum durchgeführt; 

Anmerkung: — Es wird angenommen, daß das gesamte Frequenzspektrum 
durch Messungen bei folgenden Frequenzen erfaßt wird: 

45, 65, 90, 150, 180, 220 MHz 

Die Toleranz für alle diese Frequenzen beträgt ± 5 MHz. 

4. 1.2. 2. 2. Die Messungen werden bei mindestens einer Nachbarfrequenz jeder der 
folgenden Frequenzen wiederholt: 

45, 90, 220 MHz 

4.1. 2.2.3. Sind die Unterschiede, die bei der Messung der Störpegel gemäß Ziffern 

4. 1.2. 2.1. und 4. 1.2.2. 2. festgestellt worden sind, kleiner oder gleich 2 dB 
für die betreffenden Frequenzen, so wird die nach Ziffer 4. 1.2. 2.1. erhaltene 
Kurve als gültig angesehen. Sind die Differenzen größer als 2 dB, so wird 

' die Messung mit dem vollständigen Frequenzband wiederholt und der 
höchste bei jeder Frequenz gemessene Störpegel in Betracht gezogen. 


4.2. Nenn{>elastung von Geräten mit elektromotorischem Antrieb 

4.2.1. Elektrohaushaltsgeräte mit Motor und ähnliche Geräte 

4. 2. 1.1. Staubsauger: Dauerbetrieb ohne Zubehör bei maximalem Luftdurchsatz, jedoch mit 
angeschlossenem Staubsack. 

4. 2. 1.2. Bohnermaschinen; Dauerbetrieb ohne mechanische Belastung der Bürsten. 
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4. 2. 1.3. Nähmaschinen 

a) Dauerstörung durch den Motor: Dauerbetrieb des Motors mit leerlaufendem 
Nähgetriebe. Der Regler muß sich in einer Stellung befinden, die der Höchstdreh- 
zahl des Motors entspricht. 

b) Störungen beim Ein- und Abschalten des Motors: die Motordrehzahl muß inner- 
halb von 5 s ihren Höchstwert erreichen. Beim Abschalten muß der Schalter 
schnell betätigt werden. Zu ermitteln ist die Knackrale N unter der Voraus- 
setzung, daß alle 15 s ein Einschalten stattfindet. 

4.2.1. 4. Saftpresse: siehe unter Ziffer 4.2.1. 7. 

4. 2. 1.5. Elektrische Uhren: Dauerbetrieb 

4.2.1. 6. Ventilatoren: Dauerbetrieb bei maximalem Luftdurchsatz; Ventilatoren mit Heiz- 
einrichtung sind nacheinander mit und ohne Heizung zu prüfen. 

4.2.1. 7. Nahrungsmittel-Mischer (Küchengeräte): Prüfung ohne Belastung, Geschwindigkeits- 
regler einmal in der Stellung für mittlere Drehzahl, einmal für Höchstdrehzahl. 

4.2. 1 .8. Flüssigkeitsmischer: wie Ziffer 4.2. 1 .7. 

4.2. 1.9. Kühlschränke: Prüfung im Dauerbetrieb bei geschlossener Türe. Der Thermostat 
ist auf den Mittelwert des Regelbereichs einzustellen. Der Schrank muß leer und 
darf nicht erwärmt sein. Die Messung erfolgt nach Erreichen des Beharrungszu- 
standes. 

Die Knackrate wird in der Weise berechnet, daß die Hälfte der Einschaltzeiten je 
Stunde angenommen wird. (Die Vereisung des Kühlelements bewirkt, daß im nor- 
malen Betrieb die Einschaltzeiten etwa doppelt so lang sind wie bei leerem Kühl- 
schrank.) 

4.2.1.10. Waschmaschinen: Prüfung mit Wasser, jedoch ohne Wäsche. Bei Maschinen mit 
Thermostat ist dieser auf die Maximaltemperatur einzustellen, jedoch auf höchstens 
90^ C. Als Programm der Maschine ist dasjenige einzustellen, das die höchste 
Knachrate N erzeugt. 

4.2.1.11. Wäscheschleudern: Prüfung im Dauerbetrieb ohne Belastung 

4.2.1.12. Geschirrspülmaschinen: wie Ziffer 4.2.1.10. 

4.2.1.13. Haartrockner: wie Ziffer 4. 2. 1.6. 

4.2.1.14. Rasierapparate und Haarschneidemaschinen: Prüfung im Dauerbetrieb, Prüfdauer 
mindestens zehn Minuten 

4.2.1.15. Massageapparate: Prüfung im Dauerbetrieb ohne Belastung 

4.2.1.16. Büromaschinen 

4.2. 1 . 1 6. 1 . Schreibmaschinen : Dauerbetrieb 

4.2.1.16.2. Addiermaschinen, Rechenmaschinen, Registrierkassen 

a) Störungen durch den Motor: Der Motor soll möglichst so lange Zeit 
in Betrieb sein, daß eine nicht durch Schaltstörungen beeinflußte 
Ablesung möglich ist. 

b) Schaltstörungen; Unterbrochener Betrieb mit mindestens 30 Einschal- 
tungen je Minute. Lassen sich 30 Einschaltungen je Minute nicht er- 
reichen, so muß der unterbrochene Betrieb so viele Einschaltungen je 
Minute umfassen, als sich im praktischen Betrieb erreichen lassen. 
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4.2.1.16.3. Rechenmaschinen; Diese müssen bei der Prüfung verschiedene Rechen- 
operationen ausführen (beispielsweise Addition, Division), möglichst mit 
mindestens 30 Einschaltungen je Minute bzw. falls dies unmöglich ist, 
mit der größten erzielbaren Schalthäufigkeit. 


4.2.1.17. Projektoren 

4.2.1.17.1. Kinoprojektoren: Prüfung im Dauerbetrieb mit Film und eingeschalteter 
Lampe. 

4.2.1.17.2. Diapositiv-Projektoren: Prüfung im Dauerbetrieb, ohne Diapositive, aber 
mit eingeschalteter Lampe. Ermittelt wird die Knackrate N mit vier Bild- 
wechselschaltungen je Minute ohne Diapositive. 

4.2.1.18. Kaffeemühlen: Betrieb ohne Mahlgut 

4.2.1.19. Rasenmäher: Dauerbetrieb ohne Belastung 

4.2.1.20. Melkmaschinen: Dauerbetrieb ohne Vakuum 


4.2.2. Tragbare Werkzeuge mit Elektromotor 

4.2.2. 1. Bohrmaschinen: Dauerbetrieb ohne Belastung 

4.2. 2. 2. Schraubmaschinen und Schlagschraubmaschinen: wie Ziffer 4.2.2. 1. 

4.2. 2. 3. Handschleifmaschinen mit rotierendem Werkzeug, Polier- und Tellerschleifmaschinen: 
wie Ziffer 4.2.2. 1. 

4. 2.2.4. Schleifmaschinen, soweit nicht unter 4. 2. 2. 3. fallend: wie Ziffer 4.2.2.I. 

4. 2.2.5. Sägen und Schneidwerkzeuge (Messer usw.): wie Ziffer 4.2.2. 1. 

4. 2.2. 6. Hämmer: wie Ziffer 4.2.2. 1. 

4.2.2. 7. Spritzpistolen: Dauerbetrieb, mit leerem Behälter und ohne Zubehör 

4. 2. 2. 8. Scheren: wie Ziffer 4. 2. 2.1. 

4.2. 2.9. Gewindeschneidmaschinen: wie Ziffer 4.2.2. 1. 

4.2.2.10. Stichsägen für Holz und ähnliche Werkstoffe; wie Ziffer 4.2.2. 1. 

4.2.2.11. Innenrüttler: Dauerbetrieb in der Mitte eines runden mit Wasser gefüllten Behälters 
aus Stahlplatten, Wasservolumen gleich dem Fünfzigfachen der Rüttelflasche 

4.2.2.12. Schlagbohrmaschinen: wie Ziffer 4.2.2. 1. 

4.2.2.13. Hobel: wie Ziffer 4.2.2.I. 


4.2.3. Tonaufnahme- oder -wiedergabegeräte 

4. 2. 3.1. Plattenspieler: Dauerbetrieb ohne Schallplatte 

4. 2.3. 2. Tonband- und Diktiergeräte: Dauerbetrieb mit Band 

4. 2.3. 3. Tonfilmprojektoren: Dauerbetrieb mit Film und eingeschalteter Lampe 


4.2.4. Elektromedizinische Geräte mit elektromotorischem Antrieb 

Anmerkung: Ziffer 4.2.4. wird zur Berücksichtigung des aktuellen Standes der Technik z. Z. 
überprüft. 

4.2.4. 1. Zahnärztliche Bohrmaschinen 

a) Dauerstörungen durch den Motor: Motor im Dauerbetrieb mit leerlaufendem 
Bohrwerk. Der Geschwindigkeitsregler ist auf höchste Drehzahl einzustellen. 


10 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudesache VI/3739 


b) Geräusche beim Ein- und Ausschaltenr die Motordrehzahl muß innerhalb von 5 s 
von 0 auf den Höchstwert ansteigen. Beim Abschalten muß der Geschwindigkeits- 
regler sofort in seine Ausgangsstellung zurückkehren. Zur Ermittlung der Knack- 
rate N ist zwischen zwei Einschaltungen eine Zeitspanne von 15 s einzuhalten. 

4. 2. 4. 2. Sägen und Resektionsmesser: Dauerbetrieb ohne Belastung 

4. 2. 4. 3. Elektrokardiographen und ähnliche Registriergeräte: Dauerbetrieb mit Registrierband 

4. 2. 4. 4. ' Pumpen: Dauerbetrieb mit Flüssigkeit 


4.3. Zusatzbedingungen für Elektrohaushaltsgeräte ohne Motor 

4.3.1. Bei der Messung der Störungen von Elektrohaushaltgeräten ohne Motor sind folgende 

Bedingungen einzuhalten: 

1) Die Bedingungen für „Nennbelastung" nach den das Gerät betreffenden Normen; 

2) es wird keine bestimmte Vorbetriebsdauer vorgeschrieben, jedoch muß das Gerät vor 
Beginn der Messung hinreichend lange in Betrieb gewesen sein, damit der für seine 
normale Verwendung charakteristische Beharrungszustand erreicht wird; 

3) das Gerät ist an Nennspannung anzuschließen. Ist jedoch der Störpegel stark spannungs- 
abhängig, so wird eine Messung jeweils bei einer Frequenz der beiden Bänder bei Span- 
nungen gleich dem 0,9fachen und dem 1,1 fachen der Nennspannung des Geräts durch- 
geführt. 

4.3.2. Normalbelastungen 

Vor Beginn der Messungen müssen die Geräte den thermischen Beharrungszustand erreichen. 

Kann der vorgeschriebene Betriebsfaktor (Einschaltdauer) nicht erreicht werden, so wird der 

höchstmögliche Wert angewendet. 

4.3.2. 1. Küchenherde mit einer oder mehreren Kochplatten mit Temperatur- oder Leistungs- 
regelung: 

Betrieb unter den Bedingungen der Nutz Wärmeerzeugung; ein wassergefüllter Alu- 
miniumtopf wird auf die Kochplatte aufgesetzt und bis zum Kochen erhitzt. Die 
Knackrate N wird definiert als die Hälfte der Anzahl der Schaltvorgänge (öffnen 
und Schließen) der Regeleinrichtung, beispielsweise eines Thermostats, wenn dieser 
auf eine Einschaltdauer von 50 v. H. eingestellt ist. 

4. 3. 2. 2. Küchenöfen: Betrieb ohne Ausnutzung der Wärmeentwicklung, bei geschlossener 
Tür. Die Knackrate wird für eine Einschaltdauer der Regeleinrichtung von 50 v. H. 
ermittelt. 

4. 3.2. 3. Wärmeplatten, Wärmetische, Wärmekästen, Wärmeschränke: Betrieb ohne Ausnut- 
zung der erzeugten Wärme. Die Knackrate wird für eine Einschaltdauer der Regel- 
einrichtung von 50 V. H. ermittelt, 

4. 3. 2. 4. Dampferzeuger für die indirekte Beheizung von Großküchengeräten, offene Wasser- 
bäder: Betrieb mit Ausnutzung der entwickelten Wärme und mit normaler Wasser- 
menge. Die Knackrate wird für eine Einschaltdauer der Regeleinrichtung von 50 v. H. 
ermittelt. 

4.3.2. 5. Pfannen, Tischbrathauben, Fritüren: Betrieb mit Ausnutzung der erzeugten Wärme. 
Der Ölstand über dem heißesten Teil der Heizfläche muß betragen: 

30 mm bei Pfannen 
10 mm bei Tischbrathauben 
10 mm bei Fritüren. 

Die Knackrate wird für eine Einschaltdauer der Regeleinrichtung von 50 v. H. ermittelt. 
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4.3.2. 6. Elektrisdie Waffeleisen, Grills; Betrieb ohne Ausnutzung der entwickelten Wärme 
und in geschlossenem Zustand. Die Knackrate wird für eine Einschaltdauer der 
Regeleinrichtung von 50 v. H. ermittelt. 

4.3.2.7. Kochkessel, Dämpfer, ortsfeste Wasserkocher, Kochtöpfe, Wasserkocher, Großkaffee- 
maschinen, Milchwärmer, Trinkflaschenwärmer, Leimkocher, Sterilisatoren, Wasch- 
maschinen: Betrieb mit Ausnutzung der entwickelten Wärme, Gerät zur Hälfte mit 
Wasser gefüllt und ohne Deckel. Die Knackrate wird bei Regeleinricihtungen für 
kontinuierliche oder stufenweise Temperaturregelung zwischen 20^ und 100° C für 
einen mittleren Einstellwert (60° C) ermittelt. 

4.3. 2. 8. Absorptionskühlschränke: wie Ziffer 4.2. 1.9. 

4.3.2.9. Bügelmaschinen (Tischbügelgeräte, Bügelmaschinen mit umlaufender Walze, Bügel- 
pressen): Die Knackrate der Temperaturregeleinrichtungen wird ohne Ausnutzung 
der entwickelten Wärme ermittelt; die Heizfläche muß sich in geöffneter Stellung 
befinden und der Thermostat auf eine hohe Temperatur eingestellt sein. Die Knack- 
rate der Störungen durch den Motorschalter ist unter solchen Betriebsbedingungen 
zu ermitteln, daß die entwickelte Wärme das Bügeln von zwei feuchten Handtüchern 
(ca. 1 m X 0,5 m) je Minute gestattet. Zur Ermittlung des zulässigen Störpegels ist 
die Summe der beiden Knackraten zu nehmen. 

4.3.2.10. Bügeleisen: Betrieb mit ausreichender Wärmeentwicklung, wobei Luftkühlung, Öl- 
kühlung oder Wasserkühlung angewendet wird. Als Knackrate wird das 0,66fac±Le 
der Anzahl der Schaltvorgänge (öffnen und Schließen) des Thermostates angenom- 
men, wenn dieser mit einer Einschaltdauer von 50 v. H. erarbeitet und auf eine hohe 
Temperatur eingestellt ist. 

4.3.2.11. Raumheizgeräte (Heizlüfter, Konvektionsheizkörper, Heizgeräte mit flüssigem 
Wärmeträger und ähnliche): Betrieb unter Ausnutzung der entwickelten Wärme. 
Die Knackrate wird für eine Einschaltdauer der Regeleinrichtung von 50 v. H. er- 
mittelt. 

4.3.2.12. Haartrockner: wie Ziffer 4.3.2.11. ' 

4.3.2.13. Brotröster: Betrieb unter Ausnutzung der entwickelten Wärme mit etwa 24 Stunden 
alten Brotschnitten (Abmessungen; ca. 100 mm X 90 mm X 10 mm); jeder Trocken- 
zyklus umfaßt eine Betriebsperiode und eine Ruheperiode. Die Ruheperiode muß 
30 Sekunden dauern. Die Knackrate wird für einen Regelbereich ermittelt, mit dem 
man goldbraun geröstetes Brot erhält. 

4.3.2.14. Durchlauf Wassererhitzer, Heißwasserspeicher, speicherlose Heißwasserbereiter: Be- 
trieb unter Ausnutzung der entwickelten Wärme. Die Eintrittstemperatur des Wassers 
darf 35° C nicht übersteigen. Die Knackrate wird für eine Einsdialtdauer der Regel- 
einrichtung von 50 V. H. ermittelt. 

4.3.2.15. Biegsame elektrische Heizgeräte (Heizkissen, Heizdecken, Bettwärmer u. ä.): Diese 
werden zwischen zwei weichen Decken (z. B. aus wärmedämmenden Stoffen) ausge- 
breitet, die über die eigentliche Heizfläche mindestens 100 mm überstehen. Die 
Dicke und die Wärmeleitfähigkeit sind so zu wählen, daß die Knackrate N für eine 
Einschaltdauer der Regeleinrichtung von 50 v. H. ermittelt werden kann. 


4.3,3. Elektrische Weidezäune 

Betrieb unter Ersatz des Weidezaunes äurch einen RC-Stromkreis mit einem Widerstand von 
300 Öhm in Reihe mit einem Kondensator von 10 000 pF (Nennspannung 10 kV Gleichstrom); 
hierbei ist wie folgt zu verfahren: 

Gerät in Normalstellung mit einer größten Neigung zur Senkrechten von 15°. 

Die ohne Werkzeug zugänglichen Regeleinrichtungen sind so einzustellen, daß der größte 
Störpegel erreicht wird. 
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Elektrische Weidezäune, die sowohl mit Gleichstrom als auch mit Wechselstrom betrieben 
werden können, sind mit beiden Stromarten zu prüfen. 

Wird durch das Ansdilußgerät keine konstante Polung sichergestellt, so sind folgende beiden 
Polstellungen zu untersuchen: 

Die Erdklemme des Stromkreises des Elektrozaunes ist mit der Erdklemme der Netznach- 
bildung in V-Schaltung zu verbinden. Sind die Anschlußklemmen des Weidezaunes nicht 
deutlich gekennzeichnet, so werden sie jeweils nacheinander geerdet. 

Die Störspannung ist entsprechend nachstehender Abbildung 1 zu messen: 

5 


10.000 pF 150 Q 



Abbildung 1 

Meßschema für die Störspannungen eines elektrischen Weidezaunes 


1. Anschlußgerät des elektrischen Weidezaunes. 

2. Netznadibiidung entsprechend Abbildung 9 Anhang D der Veröffentlichung Nr. 1 des CISPR (diese Netznach- 
bildung besitzt eine Impedanz von 150 Ohm zwischen den Klemmen A, B und C und der jeweils zugeordneten 
Erdklemme). 

3. Anschlußkabei für einen elektrischen Weidezaun, der für den Anschluß an ein Stromnetz bestimmt ist. 

4. Meßempfänger gemäß Veröffentlichung Nr. 1 des CISPR. 

5. Bestandteile des RC-Stromkreises (anstelle des Weidezaunes; der Widerstand von 300 Ohm wird gebildet durch 
einen Widerstand von 150 Ohm in Reihe mit dem Widerstand der Netznachbildung 2). 


5. Beispiel für die Anwendung der Methode des oberen Quartils zur Ermittlung des Störpegels eines 
programmgesteuerten Geräts 

Grenzwert der Störungen bei 240 kHz = 2 mV (66 dB). 

Gesamtzahl der Knackgeräusche, die während der Dauer des Programms den Wert 2 mV überschreiten, 
n - 543. 


Gesamtdauer des Programms T = 114 Min. 


N = = ^ = 4,76 

T 114 


30 30 

20 log 10 ^ - 20 log ,0 ^ = 20 log,o 6,3 = 16 dB 


Zulässiger Störpegel L bei 240 kHz -- 66 dB + 16 dB -= 82 dB = 12,6 mV. 
Anzahl der Knackgeräusche, die dieses Niveau übersteigen: beispielsweise 59. 


Schlußfolgerung : 

Da die Anzahl der Impulse, die den zulässigen Störpegel übersteigen, geringer ist als ein Viertel der 
Anzahl zulässiger Knackgeräusche 


543 

~T~ 



kann das Gerät zugelassen werden. 
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6. Störungen durch Steuer- und Regeleinrichtungen, die Halbleiterelemente aufweisen 

6.1. Allgemeines 

Die Vorschriften beschränken sich auf Steuer- und Regeleinrichtungen mit Halbleiterelementen und 
einer Nennstromstärke bis einschließlich 15 A. 

6.2. Meßmethoden 

Störungen durch Steuer- und Regeleinrichtungen mit Halbleiterelementen werden gemäß Veröffent- 
lichung Nr. 1 des CISPR nach folgenden Bestimmungen gemessen: 

6.2.1. Die Steuer- und Regeleinrichtung ist gemäß Abb. 2 anzuschließen; die Messungen sind nach 
den Vorschriften der Ziffern 2. 2. 2.1. und 2. 2. 2. 3. der Veröffentlichung Nr. 1 des CISPR durch- 
zuführen. 

6.2.2. Die Ausgangsklemmen der Steuer- und Regeleinrichtungen sind an einen Verbraucher des 
vorgeschriebenen Nennwerts mit Kabeln von einer Länge zwischen 0,5 m und 1 m anzu- 
schließen. 

6.2.3. Falls vom Hersteller nicht anders angegeben, ist der Verbraucher durch Glühlampen darzu- 
stellen. 

6.2.4. Es sind auch die Störspannungen an den Klemmen des Verbrauchers mittels eines Meßfühlers, 
der aus einem Kondensator und einem Widerstand besteht, zu messen. Der Widerstand ist so 
zu bemessen, daß der Gesamtwiderstand zwischen dem Meßpunkt und der Masse des Emp- 
fängers mindestens 1500 Ohm beträgt. 

Dieser Wert wird für die Korrektur der Messungen zur Umrechnung in Störspannungswerte 
am Leiter zugrunde gelegt. 

6.2.5. Bei der Messung ist die Regeleinrichtung so einzustellen, daß das Meßgerät für jede Meß- 
frequenz den höchsten Wert anzeigt. 

Anmerkung: Ist das Halbleiterelement in das automatisch geregelte Gerät eingebaut, so 
braucht die Spannung an den Klemmen des Verbrauchers nicht gemessen 
zu werden. 


Anschlußklemmen 


Anschluß- ridi- 
spannung tungen 


Trennvor- 

»nachbil- 
}dung in 
iV Schaltung 
I 150 \ 

,T, I 





CISPR 

Meßgerät 


Steuer- und ^ 

Regelein- 
• richtungen ^ 


Koaxialkabel 


Abbildung 2 


Verbraucher- 

klemmen 



Ver- 

braucher 


Meßfühler 
^ 0001 pF 
^ 1500 Q 


Anmerkungen: 1. Die Masse des Meßempfängers muß ständig an die Netznachbildung in V-Sdialtung angeschlossen 
säin. 


2. Die Länge des Koaxialkabels des Meßfühlers darf nidit größer sein als zwei Meter. 

3. Befindet sich der Umschalter in Stellung 2, so ist der Eingang des CISPR-Empfängers durdi eine 
gleichwertige Impedanz zu ersetzen. 

4. Soll eine zweipolige Steuer- und Regeleinrichtung lediglich in eine Anschlußphase eingeschaltet 
werden, so ist bei den Messungen stets die zweite Phase in nachstehender Weise hinzuzuschalten: 
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Anschluß- 

klemmen 
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Steuer- und 




Regeleinrichtung 
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Verbraucher 


4 

^ 


m — - — — — — — w 



6.3. Grenzwerte für die nach Ziffer 6.2. gemessenen Störspannungen 

Die Grenzwerte der Störspannungen an den Anschlußklemmen sind aus Tabelle II a, für die Ver- 
braucherklemmen aus Tabelle II b ersichtlich. 


Tabelle II a: Grenzwerte an den Anschlußklemmen 


Frequenzbereich 
in MHz 

Bezugs- 

grenzwerte 

Grenzwerte, 

abgelesen an einem CISPR-Gerät 

Typenprüfung 
(für Prüf- 
bescheinigung) 

Prüfversuch 
an Stichprobe 
(für Kontrollen) 

^ _ , 

0,15-0,5 

^ ^ 

66 dB (pV) 1 

64 dB (gV) 

68 dB (^V) 

0,5 -30 

60 dB (^iV) 

58 dB (pV) 

62 dB (gV) 

1 

! 


Tabelle II b: Grenzwerte an den Verbraucherklemmen 


Frequenzb ereich 
in MHz 

" 

Bezugs- 

i grenzwerte 

1 

! Grenzwerte, 

abgelesen an einem CISPR-Gerät 

Typenprüfung 
(für Prüf- 
bescheinigung) 

Prüfversuch 
an Stichprobe 
(für Kontrollen) 

0,15-0,5 

80 dB (\iY) 

78 dB (^V) 

82 dB (^iV) 

0,5 -30 

74 dB (^iV) 

72 dB (fxV) 

76 dB (^iV) 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Angleidiung der Reditsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Leuchtstoffröhren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den meisten Mitgliedstaaten unterliegen Leucht- 
stoffröhren, die Funkstörungen verursachen kön- 
nen, in bezug auf diese Störungen zwingenden Be- 
stimmungen, die von einem Mitgliedstaat zum an- 
deren verschieden sind. 

Die Unterschiede zwischen den innerstaatlichen 
Vorschriften behindern den Handel mit Leucht- 
stoffröhren (aus Gründen der Funkentstörungen) 
und zwingen die Herstellungsunternehmen in der 
Gemeinschaft zu unterschiedlichen Fertigungen je 
nach dem Bestimmungsland; sie wirken sich somit 
unmittelbar auf die Errichtung und das Funktionie- 
ren des Gemeinsamen Marktes aus. 

Es ist deshalb erforderlich, auf Gemeinschafts- 
ebene die Regeln festlegen, die hinsichtlich der zu- 
lässigen Grenzwerte der Funkstörungen, die von den 
durch diese Richtlinie erfaßten Leuchtstoffröhren 
verursacht werden, einzuhalten sind, und die Ver- 
fahren zur Messung dieser Störungen zu bestimmen. 

Der Störpegel kann von einer Leuchtstoffröhre 
zur anderen je nach ihrer Anbringung und ihrem 
Alter verschieden sein. Die Leuchten müssen mit 
Störschutzvorrichtungen versehen sein, durch die der 
Störpegel von Leuchtstoffröhren bei normaler Funk- 
tion auf ein erträgliches Maß herabgesetzt wird. 

Die durch Leuchtstoffröhren verursachten Funk- 
störungen sind instabil, weshalb es nicht möglich 
ist, reproduzierbare Ergebnisse zu erhalten. Die 
Herabsetzung des Störpegels kann durch eine Mes- 
sung der Einfügungsdämpfung der Leuchten geprüft 
werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ziel dieser Richtlinie ist die Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 


staaten über Funkstörungen, die durch Leuchtstoff- 
röhren verursacht werden, durch Festlegung 

— der zulässigen Grenzwerte der durch diese 
Leuchtstoffröhren verursachten Störungen, 

— der Verfahren der Messung dieser Störungen. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 bezeichneten Leuchtstoffröhren 
dürfen nur dann in den Verkehr gebracht werden, 
wenn sie in bezug auf die Funkstörungen die diese 
verursachen können, den Bestimmungen dieser 
Richtlinie genügen. 

Artikel 3 

1. Der Hersteller oder Einführer muß auf seine 
Verantwortung hin erklären, daß Leuchtstoff röh- 
ren den Vorschriften dieser Richtlinie und ihres 
Anhangs genügen. Diese Erklärung ist auf der Ge- 
brauchsanweisung, auf dem Garantieschein oder auf 
den Leuchtstoffröhren selbst anzubringen. 

2. Die Verwendung der Zeichen oder Bescheini- 
gungen, die von den Organisationen ausgestellt sind, 
die jeder Mitgliedstaat den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission mitgeteilt hat, befreit von der 
im vorigen Absatz genannten Erklärungen. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen 
oder die Verwendung von Leuchtstoffröhren aus 
Gründen, die Funkstörungen betreffen, nicht ver- 
bieten oder behindern, wenn die Leuchtstoffröhren 
den Vorschriften dieser Richtlinie und ihres An- 
hangs genügen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit bei amtlichen Prüfungen zur 
Feststellung, ob die Entstörungsvorschriften einge- 
halten werden, nur solche Meßverfahren angewen- 
det werden, die den Vorschriften des Anhangs ent- 
sprechen. 

A r t i k e 1 6 

Die Vorschriften dieser Richtlinie stehen der An- 
wendung der Vorschriften, die die einzelnen Mit- 
gliedstaaten zum Schutz gemeinnütziger Empfangs- 
anlagen erlassen haben oder erlassen, nicht entge- 
gen. 
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Artikel 7 

Die zur Anpassung der Vorschriften des Anhangs 
- ausgenommen dessen Punkt 1 - erforderlichen Än- 
derungen werden nach dem in Artikel 8 der „Richt- 
linie des Rates vom zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Funk- 
störungen durch Elektro-Haushaltsgeräte, tragbare 
Elektrowerkzeuge und ähnliche Geräte“ vorgesehe- 
nen Verfahren erlassen. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen 18 Mona- 
ten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und set- 
zen die Kommission hiervon unverzüglich in Kennt- 
nis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften mitgeteilt wird, die 
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet 
erlassen. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 

1. Anwendungsbereich 

— Diese Bestimmungen sind auf Leuchtstoffröhren anwendbar. 

2. Grenzwerte der Einfügungsdämpfung 

2.1. Mindestwert der Einfügungsdämpfung 

Die Mindestwerte für die Einfügungsdämpfung bei den bevorzugten Meßfrequenzen gehen aus 
nachstehender Tabelle I hervor. 


Tabelle I: Mindestwert der Einfügungsdämpfung 


Frequenz kHz 

160 

240 

550 

1000 

1400 

Mindest-Einfügungs- 
dämpfung in dB 

Leuchten 

28 

26 

24 

22 

20 

vom „Wohnungstyp" 

Leuchten 

18 

18 

18 

16 

14 

vom „Industrietyp" 







2.2. Der Hersteller versieht die Leuchten mit einer Kennzeichnung zur klaren Unterscheidung der 
beiden Typen, d. h. „Wohnungstyp" und „Industrietyp". 


3. Meßverfahren 

3.1. Messung der Einfügungsdämpfung von Leuchten für Leuchtstoff röhren 

3.1.1. Der Grad der Herabsetzung der durch Leuchten für Leuchtstoff röhren hervorgerufenen 
Störungen bei Frequenzen zwischen 150 kHz und 1605 kHz wird durch Messung der Ein- 
fügungsdämpfung ermittelt. 

3.1.2. Bei Leuchten, die mit Leuchtstoffröhren von 20 W, 40 W, 65 W und 80 W mit einem Nenn- 
durchmesser von 38 mm gemäß Publikation Nr. 81 des CEI ausgerüstet sind, wird die Ein- 
fügungsdämpfung nach dem in Ziffer 3.1.3. beschriebenen und in Abbildung 1 schematisch 
dargestellten Verfahren gemessen. 

Die Messungen sind vorzugsweise bei den Frequenzen 160 kHz, 240 kHz, 550 kHz, 1000 kHz 
und 1400 kHz durchzuführen. 

3.1.3. Messung der Einfügungsdämpfung von Leuchten für Leuchtstoffröhren von 20 W, 40 W, 65 W 
und 80 W gemäß Publikation Nr. 71 des CEI. 

Die Messung der Einfügungsdämpfung einer Leuchte für Leuchtstoffröhren erfolgt nach dem 
Schema nachstehender Abbildung 1 : 
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G 

T 

VN = 

M 

L 

F = 

a, b • = 

a^ b' 

c, d = 

c', d' 

a, a'u.b,b^ 


c, c' u. d, d' = 


Hochfrequenzgenerator 

asymmetrischer/symmetrischer Transformator (s. 3.2.1) 

Netznachbildung CISPR in V-Schaltung 

Meßempfänger 

Röhre aus Isolierstoff 

Leuchte 

Netzanschlußklemmen 

Anschlußklemmen der Netznachbildung VN 
Anschlußklemmen der Röhre L 
Ausgangsklemmen des T 

Anschluß durch Koaxialkabel (Z^ = 75 Q), deren Abschirmungsenden an die Masse von VN und F 
angeschlossen sind 

kurze, nicht abgeschirmte Verbindungsleitungen 


Anmerkungen: 1. — Bei Leuchten mit mehr als einer Röhre wird jede Röhre nacheinander durch die Röhre L ersetzt. 

2. — Bei Verwendung von Startern mit eingebautem Kondensator (häufigster Fall) wird der Starter 
entfernt und durch einen Kondensator von 5000 pF ersetzt. 

Wird jedoch vom Hersteller außer dem Starter ein gesonderter Kondensator geliefert und vor 
der Verwendung eines zusätzlichen Kondensators ausdrücklich gewarnt, so wird der Original- 
kondensator verwendet und kein Versuchskondensator eingefügt. 

Besondere Vorsichtsmaßnahmen sind zu treffen, um sicherzustellen, daß der Versuchskonden- 
sator in dem Frequenzbereich, innerhalb welchem die Messungen durchgeführt werden, alle 
Eigenschaften behält. 

Abgesehen von dieser etwaigen Änderung und vom Ersatz der Leuchtstoffröhren ist die Leuchte 
in dem Zustand zu prüfen, wie sie vom Hersteller geliefert wird. 


3. — Bei Leuchten ohne Metallrahmen ist die den Lampen gegenüber liegende Fläche mit einer Metall- 

platte abzudecken. 

4. — Die Ausgangsspannung des Frequenzgenerators wird mit Hilfe des Empfängers M gemessen. 

Zu diesem Zweck wird a' direkt mit c^ ferner d' mit b' über Koaxialkabel, (Zq = 75 Q) von 1 m 
Länge verbunden. Die Kabelabschirmung wird an die Masse von VN angelegt; die Kabel c c\ 
d d', a a^ b b" werden entfernt. 


19 








Drudksadhe Vl/3739 


Deutsdier Bundestag - 6. Wahlperiode 


5. — Die vom Empfangsgerät angezeigten Spannungen Ui und U 2 sind die Spannungen, die zwisdien 

a' und b' und der Masse der Netznadibildung VN auftreten. 

6. “ Die Spannung muß in beiden Stellungen des Umsdialters von VN denselben Wert haben 

(etwa 2 mV). 

7. — Die Spannung U 2 kann bei angeschlossener Leuchte für die beiden Stellungen des Umschalters 

von VN verschiedene Werte haben. Als repräsentativ wird der höhere Wert angesehen, 

8. — Die Einfügungsdämpfung ist gegeben durch die Beziehung 


20 log 

U2 


dB 


9. — Die mit diesem Verfahren gemessene Einführungsdämpfung zeigt eine gute Übereinstimmung 
zwisdien der Messung mit der Lampennachbildung und der Messung mit den Leuditstoffröhren, 
wenn diese in der gleichen Leuchte verwendet werden. 


3.1.4. Bei Leuchten, die mit Leuchtstoffröhren nach den Angaben der Publikation Nr. 81 des CEI 
mit einem Nenndurchmesser von 38 mm und anderen Leistungen als 20 W, 40 W, 65 W und 
80 W ausgerüstet sind, wird die Einfügungsdämpfung nach den in Ziffer 3.1.5. beschriebenen 
und in Abb. 2 schematisch dargestellten Verfahren gemessen. 

Die Größe der Einfügungsdämpfung ergibt sich durch Vergleich der Spannung Ui, die man 
durch Anschluß des Frequenzgenerators an die Netznachbildung erhält, mit der Spannung U 2 , 
die man bei Anschluß des Frequenzgenerators an die Netznachbildung über die zu prüfende 
Leuchte erhält. 


3.1.5. Messung der Einfügungsdämpfung von Leuchten für Leuchtstoffröhren nach den Angaben 
der Publikation Nr. 81 des CEI mit einem Nenndurchmesser von 38 mm und anderen Stärken 
als 20 W, 40 W, 65 W und 80 W. 

Die Messung der Einfügungsdämpfung einer Leuchte für Leuchtstoff röhren erfolgt nach dem 
nachstehender Abbildung 2 dargestellten Schema: 



Abbildung 2 
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G = 

T = 

VN 

M 

L 

F 

a, b = 

a^ 

c, d = 

c^ d' 

a, a' u. b, b' = 


c, c' u. d, d' = 


Hochfrequenzgenerator 

asymmetrischer/symmetrischer Transformator (Impedanz des Transformators mit Bezug auf c' d^ 150 Q) 

Netznachbildung CISPR in V-Schaltung 

Meßempfänger 

Röhre aus Isolierstoff mit den erforderlichen Anschlüssen anstelle der Leuchtstoffröhre 
Leuchte 

Netzanschlußklemmen 

Anschlußklemmen der Netznachbildung VN 
Mittelklemmen der Röhre L 
Ausgangsklemmen des T 

Anschluß durch Koaxialkabel (Zq = 75 Q), deren Abschirmungsenden an die Masse von VN und F 
angeschlossen sind 

Verbindungen über Koaxialkabel (Zq = 75 Q) von 1 m Länge, mit an die Masse von F angeschlossener 
Abschirmung (keine Verbindung der Abschirmung mit der Masse des Transformators T) 


Anmerkungen: 1. — Bei Leuchten mit mehr als einer Röhre wird jede Röhre nacheinander durch die Röhre L ersetzt. 

2. — Bei Verwendung von Startern mit eingebautem Kondensator (häufigster Fall) wird der Starter 

entfernt und durch einen Kondensator von 5000 pF ersetzt. 

Wird jedoch vom Hersteller außer dem Starter ein gesonderter Kondensator geliefert und vor 
der Verwendung eines zusätzlichen Kondensators ausdrücklich gewarnt, so wird der Original- 
kondensator verwendet und kein Versuchskondensator eingefügt. 

Besondere Vorsichtsmaßnahmen sind zu treffen, um sicherzustellen, daß der Versuchskonden- 
sator in dem Frequenzbereich, innerhalb welchem die Messungen durchgeführt werden, alle 
Eigenschaften behält. 

Abgesehen von dieser etv/aigen Änderung und vom Ersatz der Leuchtstoffröhren ist die Leuchte 
in dem Zustand zu prüfen, wie sie vom Hersteller geliefert wird. 

3. — Bei Leuchten ohne Metallrahmen ist die den Lampen gegenüber liegende Fläche mit einer Metall- 

platte abzudecken. 

4. — Die Ausgangsspannung des Frequenzgenerators wird mit Hilfe des Empfängers M gemessen. 

Zu diesem Zweck wird a' direkt mit c', ferner d' mit b' über Koaxialkabel (Zq = 75 Q) von 1 m 
Länge verbunden. Die Kabelabschirmung wird an die Masse von VN angelegt; die Kabel c c', 
d d', a a', b b' werden entfernt. 

5. — Die vom Empfangsgerät angezeigten Spannungen und U 2 sind die Spannungen, die zwischen 

a' und V und der Masse der Netznachbildung VN auftreten. 

6. — Die Spannung muß in beiden Stellungen des Umschalters von VN denselben Wert haben 

(etwa 2 mV). 

7. — Die Spannung Ug kann bei angeschlossener Leuchte für die beiden Stellungen des Umschalters 

von VN verschiedene Werte haben. Als repräsentativ wird der höhere Wert angesehen. 

8. — ■ Die Einfügungsdämpfung ist gegeben durch die Beziehung 


20 log 

U3 


dB 


3.2. Beschreibung der Zusatzgeräte 

3.2.1. Asymmetrischer/symmetrischer Transformator 
Hauptdaten: 

a) Kapazität zwischen Primär- und Sekundärwicklung nicht über 5 pF. 

Primärwicklung: Masseanschluß zum Metallgehäuse des Transformators. 

b) Ausgangsimpedanz 150 + 4,5 Q mit ausgeprägtem Widerstandsbeiwert im Frequenzbereich 
150 kHz bis 1605 kHz. 
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1 = Wicklung (20 Windungen) 

2 = Wicklung (30 Windungen) 

Asymmetrisch/symmetrischer Transformator 

Anmerkung: der Anschluß des Transformators an die Netznachbildung muß durch unabgeschirmte Drähte von nicht 

mehr als 10 cm Länge erfolgen. 

Abbildung 3 zeigt ein Beispiel für die vorschriftsmäßige Ausführung eines Transformators (mechani- 
scher Aufbau und Schaltbild). 

3.2.2. Lampennachbildung 


Signale vom Isolier- Kupfer- oder 

Transformator Stoff Messingrohr 



Die Werte RI, R2, LI, L2 gehen aus nachstehender Tabelle hervor: 


Lampentyp 


R 2 
; Q 

Ll 

mm 

L2 

mm 

20 W 

68 

220 

443 

578 

40 W 

68 

220 

1053 

1188 

65 W CE 1 

80 W j 

68 

220 

1353 

1488 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Die vergleichende Untersuchung der mitglied- 
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über Funkstörungen führte zur Feststellung zahl- 
reicher Unterschiede in bezug auf die Art der Kon- 
trollen, die zulässigen Grenzwerte, die Meßgeräte 
und Meßmethoden sowie die Einteilung in Geräte- 
kategorien. 

Unterschiede dieser Art haben die Kommission ver- 
anlaßt, ein Verfahren zur Angleichung dieser Vor- 
schriften aufgrund von Artikel 100 des EWG- Ver- 
trags in Gang zu bringen. 

2. Bei der Ausarbeitung des Richtlinienvorschlags 
über „elektrische Betriebsmittel zur Verwendung 
innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen" wurde, 
wie aus Anlage II des Kommissionsvorschlags zu 
entnehmen ist, davon ausgegangen, daß die Har- 
monisierung der Rechtsvorschriften über Funkstö- 
rungen Gegenstand einer weiteren Richtlinie sein 
solle. 

Solange diese Richtlinien nicht erlassen sind, ist es 
nicht ausgeschlossen, daß das Inverkehrbringen oder 
die Benutzung eines Geräts, obwohl es den harmo- 
nisierten Normen entspricht und somit nach der 
Richtlinie über Betriebsmittel zur Verwendung in- 
nerhalb bestimmter Spannungsgrenzen als betriebs- 
sicher zu gelten hat, untersagt oder bestraft werden 
kann, wenn das Gerät nicht den Rechtsvorschriften 
über Funkstörungen des jeweiligen Landes ent- 
spricht. Das Inkrafttreten der deutschen Regelung 
(Januar 1971), wonach der Benutzer eines Geräts, das 
nicht mit dem vorgeschriebenen Funkschutzzeichen 
gekennzeichnet ist, ordnungswidrig handelt, hat die 
Gefahr von Handelshemmnissen wesentlich erhöht. 
Die Harmonisierung dieser Rechtsvorschriften hat 
deshalb einen Prioritätscharakter, der es gerecht- 
fertigt erscheinen ließ, diesen Sektor in der dritten 
Phase des vom Rat am 28. Mai 1969 gebilligten All- 
gemeinen Programms zur Beseitigung der techni- 
schen Handelshemmnisse aufzuführen. 

Außerdem ist diese Richtlinie, die eine Beschrän- 
kung der Umweltbelästigungen zwischen den Benut- 
zern elektrischer Geräte ermöglichen wird, in der 
ersten Mitteilung der Kommission über die Politik 
der Gemeinschaft auf dem Gebiet des Umweltschut- 
zes erwähnt (gegenwärtige Tätigkeit, Anlage A, 
Seite 9. 

3. Funkstörungen haben verschiedene Ursachen; 
als Funkstörquellen kommen u. a. in Frage: Elektri- 
sche Zündanlagen für Verbrennungsmotoren, Elek- 
tro-Haushaltsgeräte oder tragbare Elektrowerk- 
zeuge, Rundfunk- und Fernsehempfänger, Leucht- 
stoffröhren, wissenschaftliche oder medizinische Ge- 
räte usw. 


Außer der Unterschiedlichkeit, die die als Funk- 
störquellen in Frage kommenden Geräte kennzeich- 
net, ergibt sich ein weiteres Problem durch die Art 
der Störungsfortpflanzung, je nachdem, ob die Stör- 
schwingungen fortgeleitet oder abgestrahlt werden 
oder ggf. auch beides gleichzeitig. 

Aus diesen Gründen war es in technischer Hinsicht 
möglich, einen allgemeinen, auf alle Fälle anwend- 
baren Text auszuarbeiten. 

Es erwies sich deshalb als erforderlich, für jede 
Gerätekategorie technische Vorschriften in spezifi- 
schen Richtlinien vorzusehen. Die ersten beiden 
Richtlinien dieser Art - über Funkstörungen durch 
Elektro-Haushaltsgeräte, tragbare Elektrowerkzeuge 
und ähnliche Geräte einerseits und durch Leucht- 
stoffröhren andererseits - sind Gegenstand dieses 
Vorschlags. 

II. Allgemeine Erläuterungen zu den 
Richtlinienvorschlägen 

1. Harmonisierungslösung 

Diese Richtlinien sehen eine Lösung vor, die in allen 
Mitgliedstaaten eine Ablösung der bis zum Inkraft- 
treten der Richtlinien in den Mitgliedstaaten gelten- 
den einschlägigen Bestimmungen durch die in den 
Richtlinien vorgesehenen technischen Vorschriften 
und Kontrollmodalitäten zum Ergebnis hat (soge- 
nannte totale Harmonisierungslösung). Aus mehre- 
ren Gründen war es jedoch auf diesem Gebiet nicht 
möglich, die für elektrische Geräte üblicherweise 
angewandte Methode der „Bezugnahme auf harmo- 
nisierte Normen" beizubehalten, insbesondere des- 
halb, da es sich bei diesen Richtlinien vor allem um 
Vorschriften über die Kontrolle der Grenzwerte von 
Funkstörungen, die durch elektrische Geräte ver- 
ursacht werden können, handelt und nicht um Bau- 
vorschriften. 

Diese Lösung der „Bezugnahme auf Normen" hat 
einen nicht-obligatorischen Charakter, der der ge- 
gebenen Aufgabenstellung, nämlich der Festsetzung 
von Grenzwerten, die sowohl für Einzelpersonen 
wie für die Prüfstellen in gleicher Weise verbind- 
lich sind, nicht entspricht. 

Außerdem ist auf dem Gebiet der Funkstörungen 
nicht von der Hand zu weisen, daß sowohl in Be- 
nutzer- wie in Herstellerkreisen in bezug aui Um- 
weltstörungen viel eher eine gewisse Tendenz zu 
Nachlässigkeiten besteht wie etwa in bezug auf 
Sicherheitsanforderungen, und daß deshalb zur Ver- 
meidung einer kollektiven Beeinträchtigung häufig 
zwingende Rechtsvorschriften erforderlich sind. 


1) Dok. SEK (71) 2616 vom 22. Juli 1971 
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2. Anpassung an den technischen Fortschritt 

Bei dieser Harmonisierungslösung, die technische 
Detailvorschriften vorsieht und ihnen auf Gemein- 
schaftsebene obligatorischen Charakter verleiht, be- 
steht durch deren Aufnahme in eine Richtlinie stets 
das heikle Problem, diese Richtlinie von Zeit zu 
Zeit der Entwicklung des technischen Fortschrittes 
folgend ändern zu müssen. 

Vor allem auf Fälle dieser Art bezieht sich die Ent- 
schließung des Rates vom 28. Mai 1969, die für die 
Änderung der in einer Gemeinschaftsrichtlinie ent- 
haltenen technischen Vorschriften ein vereinfach- 
tes Verfahren empfiehlt ^). 

Demzufolge wurde in der Richtlinie betreffend Elek- 
tro-Haushaltsgeräte, tragbare Elektrowerkzeuge und 
ähnliche Geräte ein Ausschuß für die Anpassung 
an den technischen Fortschritt vorgesehen, der sich 
mit der Änderung der Vorschriften der verschiede- 
nen Richtlinien befassen soll, die sich auf die Pro- 
blematik der Funkstörungen beziehen. Dies trifft 
vor allem dann zu, wenn die internationalen Regeln 
CISPR geändert werden. 

3. Erläuterungen zum Richtlinienvorschlag betref- 
fend Elektrohaushalts-Geräte, tragbare Elektro- 
werkzeuge und ähnliche Geräte 

— Artikel 1 besagt, daß die Richtlinie Elektrohaus- 
halts-Geräte, tragbare Elektrowerkzeuge und ähn- 
liche Geräte betrifft. Der Anwendungsbereich ist 

im Anhang genauer definiert. 

— Artikel 2 enthält die übliche Klausel des Inhalts, 
daß die Richtlinie nach dem System der sogenannten 
„totalen" Harmonisierung abgefaßt ist, d. h., daß 
lediglich die Waren innerhalb der Gemeinschaft in 
den Verkehr gebracht werden dürfen, die den Vor- 
schriften dieser Richtlinie genügen. 

Bei der Ausarbeitung dieser Richtlinie erwies es sich 
als angezeigt, sich für eines der beiden bestehenden 
Systeme zu entscheiden: Entweder müssen bei allen 
in den Verkehr gebrachten Geräten die zulässigen 
Grenzwerte eingehalten sein oder - zweite Möglich- 
keit - das Inverkehrbringen unterliegt keinen Auf- 
lagen, der Benutzer muß sich jedoch vergewissern, 
daß sein Gerät ausreichend entstört ist (diesbezüg- 
lich das Erfordernis einer aufklärenden Kennzeich- 
nung). 

Wegen der Schwierigkeiten, die die letztere Lösung 
für den Benutzer mit sich bringt, wurde der ersteren 
Lösung der Vorzug gegeben, d. h., daß alle in der 
Gemeinschaft in den Verkehr gebrachten Geräte den 
Vorschriften der sie betreffenden Richtlinien genü- 
gen müssen. 

Selbstverständlich kann sich die Harmonisierungs- 
aktion nicht auf die einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften beschränken, die das Inverkehrbringen der 
Geräte regeln, sondern muß sich in gleicher Weise 


auch auf die Rechtsvorschriften beziehen, die auf 
den Benutzer abgestellt sind; sowohl die einen wie 
die anderen dieser Vorschriften müssen durch die 
Gemeinschaftsrichtlinie harmonisiert werden, da sie 
sich auf den freien Warenverkehr in gleicher Weise 
auswirken. 

— Artikel 3 prüft das Problem der Verantwortlich- 
keit für die Übereinstimmung der Geräte mit den 
Vorschriften der Richtlinie 

Während der Ausarbeitung dieser Richtlinie über- 
mittelte das „Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen" der Kommission ein Schreiben, 
in dem darauf hingewiesen wird, daß „in der Bundes- 
republik Deutschland die Käufe von elektrischen 
Geräten - veranlaßt durch die derzeitige gesetzliche 
Regelung - auf die die Funk-Entstörung bescheini- 
gende Kennzeichnung der Geräte durch das Funk- 
schutzzeidien des Verbandes Deutscher Elektrotech- 
niker (VDE) großen Wert legen und darauf ver- 
trauen, daß sie gegen unnötige Kosten für eine 
nachträgliche Funk-Entstörung abgesichert sind. In 
demselben Schreiben wird die Aufnahme eines Ar- 
tikels folgenden Inhalts beantragt: „Die Mitglied- 
staaten können verlangen, daß nur solche Geräte in 
Verkehr oder in Betrieb genommen werden, bei 
denen die Übereinstimmung der Geräte mit den Vor- 
schriften dieser Richtlinie durch ein von einer bevoll- 
mächtigten Prüfstelle erteiltes Prüfzeichen nachge- 
wiesen wird." 

Das „Bundesministerium für das Post- und Fern- 
meldewesen" hielt es jedoch für möglich, statt der 
Kennzeichnung der Geräte durch ein Prüfzeichen 
auch die Bescheinigung einer bevollmächtigten 
Prüfstelle anzuerkennen. Ferner war erwähnt, daß 
„nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten die- 
ser Richtlinie geprüft werden könnte, ob auf die in 
dem beantragten Artikel vorgesehene Regelung ver- 
zichtet werden kann." 

Die Kommisison ist jedoch der Meinung, daß der 
Käufer bei dem für die Richtlinie gewählten System 
einen höheren Schutz genieße als es durch die 
gegenwärtig in Deutschland geltenden Rechtsvor- 
schriften bewirkt werde, da alle Geräte vor dem 
Inverkehrbringen innerhalb der Gemeinschaft funk- 
entstört werden müssen und die Benutzer somit 
grundsätzlich nicht mit zusätzlichen Kosten für die 
Funk-Entstörung zu rechnen haben, die bei dieser 
Regelung - von wenigen Ausnahmen aufgrund be- 
sonderer technischer Gründe abgesehen - zu Lasten 
der Hersteller gehen. 

Außerdem kam die Kommission zu der Feststellung, 
daß das System der Kennzeichnung bzw. der obliga- 
torischen Bescheinigung, das auch in Deutschland 
erst vor kurzer Zeit eingeführt wurde, viel zu hohe 
Kosten verursachen dürfte, da es eine Vorkontrolle 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 76 
vom 17. Juni 1969 

3) Comite international special des perturbations radio- 
electriques 
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durch bevollmächtigte Prüfstellen voraussetzt, was 
aufgrund der Vielzahl der verschiedenen zu prüfen- 
den Geräte (Elektro-Haushaltsgeräte, Leuchtstoff- 
röhren, Rundfunk- und Fernsehgeräte, tragbare Elek- 
trowerkzeuge) eine beträchtliche Ausrüstung erfor- 
dern würde, über die nicht alle Prüfstellen bereits 
verfügen,' darüber hinaus hätte diese Regelung zu- 
sätzliche Kosten für die Hersteller zur Folge, was 
sich letztlich in nicht zu verkennendem Maße auf 
den Verkaufspreis auswirken würde. 

Schließlich sei bemerkt, daß die von der Kommission 
gewählte Lösung die am meisten verbreitete ist, 
selbst außerhalb der Gemeinschaft. Insbesondere ist 
sie auch im Vereinten Königreich in Anwendung. 

— Artikel 4 ist der übliche Artikel, der für Erzeug- 
nisse, die der Richtlinie genügen, den freien Waren- 
verkehr vorschreibt: Durch die Vorschriften dieses' 
Artikels und des Artikels 5 verpflichten sich die 
Staaten, keine einschränkenderen Maßnahmen zu 
erlassen als die, dies in der Richtlinie zu über- 
wachen. 

— Die Ausnahmeregelung des Artikels 6 betrifft 
den Schutz bestimmter Zonen von gemeinnützigem 
Interesse, in denen Funkstörungen die Ursache be- 
deutender Schäden sein können. Diesbezügliche spe- 
zifische Vorschriften bestehen in fast allen Mitglied- 
staaten: Zur Unterdrückung dieser Störungen kön- 
nen deshalb zusätzliche Entstörungseinrichtungen 
gefordert werden; dabei handelt es sich jedoch um 
eine auf den Benutzer abgestellte Auflage lokaler 
Art ohne Unterscheidung nach der Herkunft des 
Geräts. 

— Die beiden folgenden Artikel (7 und 8) beziehen 
sich auf die Bildung des Ausschusses für die Anpas- 
sung an den technischen Fortschritt und auf das für 
die Durchführung der Anpassung der Richtlinie an 
den technischen Fortschritt vorgesehene Verfahren. 

— Die beiden letzten Artikel (9 und 10) sind Be- 
standteil aller Richtlinien; sie betreffen die Durch- 
führung der Richtlinie und weisen darauf hin, daß 
sie an die Mitgliedstaaten gerichtet ist. 

4. Erläuterungen zu den Artikeln des Richtlinien- 
vorschlags betreffend Leuchtröhren 

Dieser Vorschlag zeigt dieselben Charakteristiken 
wie der Vorschlag betreffend Elektro-Haushaltsge- 
räte und tragbare Elektrowerkzeuge. 

Aus technischen Gründen wird hier die Störungun- 
terdrückung durch eine Messung der Einfügungs- 
dämpfung der Leuchte geprüft. Die zulässigen Grenz- 
werte und die Methoden für die Messung dieser 
Grenzwerte sind Gegenstand des Anhangs zu diesem 
Richtlinienvorschlag. 


In diesem Anhang werden zwei Meßmethoden vor- 
geschlagen, eine für Leuchtstoffröhren der meistver- 
wendeten Typen (20, 40, 65, 80 W), die zweite für 
die übrigen Typen. 

Es ist anzunehmen, daß verhältnismäßig bald aus- 
reichende technische Unterlagen verfügbar sein wer- 
den, um eine allgemeine Einführung der ersten Me- 
thode zu ermöglichen. 

Anhörung der beteiligten Kreise 

Die beteiligten Kreise waren an der Ausarbeitung 
der Richtlinie eng beteiligt. 

Anhörung der Beitrittsländer 

Die Beitrittsländer haben der Anhörung einstimmig 
die Wahl der CISPR-Empfehlungen als Grundlage 
der technischen Arbeiten gebilligt. Dänemark und 
Norwegen treten für eine Musterzulassung ein. Nach 
dem Standpunkt Norwegens ist die vorgeschlagene 
Gleichsetzung der Erklärung des Herstellers und 
des Konformitätszeichens unannehmbar. Norwegen 
hat außerdem darauf aufmerksam gemacht, daß es 
sich aus technischen und geographischen Gründen 
manchmal gezwungen gesehen habe, zum Schutz 
seiner Funkübertragungen noch strengere Grenz- 
werte als die vom CISPR empfohlenen einzuführen. 

Der Antrag der skandinavischen Länder konnte bei 
der Ausarbeitung des Vorschlags nicht berücksich- 
tigt werden. Er bezieht sich nämlich nicht spezifisch 
auf das Problem der Funkstörungen, da er nicht nur 
die Lösung dieses Richtlinienvorschlags in Frage 
stellt, sondern darüber hinaus die gesamten Arbei- 
ten der Kommission auf dem Gebiet der elektrischen 
Geräte, und die steht im Widerspruch zu den Gepflo- 
genheiten und Wünschen aller anderen Länder. Die 
Lösung dieses Problems geht somit über die in die- 
sem Vorschlag behandelte technische Frage hinaus 
und muß deshalb für den gesamten Sektor der elek- 
trischen Geräte geregelt werden. 

Anhörung des Parlaments und des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Organe gemäß den 
Bestimmungen des Artikels 100 Absatz 2 ist erfor- 
derlich. 

Die Durchführung der in der Richtlinie vorgesehenen 
Vorschriften wird nämlich in mehreren Mitglied- 
staaten eine Änderung von gesetzlichen Vorschriften 
zur Folge haben. 
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Redits- und Venvaltungs Vorschriften 
der Mitgliedstaaten 


Belgien 

— Königlicher Erlaß vom 5. November 1932 über die 
Beseitigung oder Verringerung der Funkbeein- 
flussung radioelektrischer Verbindungen. 

— Königlicher Erlaß vom 14. Februar 1958 betref- 
fend das Verbot der Verwendung bestimmter 
Elektromotoren, die Funkstörungen verursachen. 

— Königlicher Erlaß vom 24. Juni 1960 betreffend 
Funkstörungen durch Verbrennungsmotoren mit 
elektrischer Zündung. 

— Königlicher Erlaß vom 24. Juni 1960 betreffend 
Hörfunkstörung durch Fersehbildkippgenerato- 
ren. 

— Königlicher Erlaß vom 16. Juni 1966 betreffend 
Funkstörungen durch gewerbliche, wissenschaft- 
liche und medizinische Hochfrequenzgeräte. 

— Königlicher Erlaß vom 17. August 1966 betreffend 
Nichtanwendbarkeit der Bestimmungen des Er- 
lasses vom 16. Juni 1966 auf den Verkauf von 
Elektroresektionselektroden und ihre Verwen- 
dung durch Ärzte und Tierärzte. 


Deutschland 

— Gesetz vom 9. August 1949 über den Betrieb von 
Hochfrequenzgeräten. 

— Verfügung des Bundesministers für das Post- 
und Fermeidewesen vom 9. Dezember 1961 zur 
Durchführung des Gesetzes vom 9. August 1949. 

Frankreich 

— Finanzgesetz vom 31. Mai 1933 (Artikel 114), 

— Dekret vom 1. Dezember 1933 betreffend Verwal- 
tungsvorschriften zur Bestimmung der Verpflich- 
tungen von Herstellern, Betreibern, Wiederver- 
käufern und Benutzern elektrischer Anlagen oder 
Geräte. 

— Dekret Nr. 48-1947 vom 27. Dezember 1948, ge- 
ändert durch Dekret Nr. 49-485 vom 11. April 
1949 und Nr. 52-658 vom 6. Juni 1952, betreffend 
die Errichtung eines Gemischten Ausschusses für 
den Schutz des Rundfunk- und Fernsehempfangs 
bei der französischen Verwaltung für Rundfunk 
und Fernsehen. 

— Verordnung vom 31. März 1934: Erste Liste von 
elektrischen Geräten, die mit Funkentstörungs- 
einrichtungen ausgerüstet sein müssen, sowie 
Festsetzung der Verpflichtungen der Hersteller, 
Betreiber, Wiederverkäufer und Benutzer elek- 
trischer Anlagen oder Geräte (Artikel 4 und 7 
beibehalten). 


— Verordnung vom 9. Mai 1951 zur Bestimmung 
der Störgrenzen für Funkstörungen durch elek- 
trische Geräte und Anlagen. 

— Technische Vorschrift Nr. 1: Technische Charak- 
teristiken des Messgeräts zur Messung von Funk- 
störungen und Anwendungs vor Schriften. 

— Technische Vorschrift Nr. 2: Messung der Stör- 
spannungen im Empfang? Messung der Anschlüs- 
se zwischen Netz und Empfangsanlage, 

— Verordnung vom 11. Mai 1951: Festsetzung der 
Grenzwerte für Stör Spannungen für bestimmte 
Kategorien elektrischer Geräte und der Bedin- 
gungen für die Messung dieser Störungen. 

— Technische Vorschrift Nr. 3: Messung der Stör- 
spannungen, die durch den Betrieb bestimmter 
Arten elektrischer Geräte hervorgerufen wer- 
den, Schaltaufbau der Netznachbildung. 

— Verordnung vom 11. Mai 1951 betreffend ge- 
nerelle Genehmigung für den Einbau von Funk- 
entstörungsvorrichtungen bei bestimmten Arten 
elektrischer Geräte. 

— Verordnung vom 23. Oktober 1953 über den Bau 
und Vertrieb elektrischer Geräte, durch die der 
Empfang von Rundfunksendungen gestört wer- 
den kann. 

— Technische Vorschrift Nr. 4: Messung der Stör- 
spannungen beim Betrieb bestimmter Arten elek- 
trischer Geräte, Schaltungsaufbau der Netznach- 
bildung. 

— Verordnung vom 7. Juli 1955 betreffend die Ver- 
wendung elektromedizinischer Geräte, die Funk- 
störungen verursachen. 

— Verordnung vom 2. August 1956 über die Ver- 
wendung gewerblicher, handwerklicher und 
wissenschaftlicher Hochfrequenzgeräte, die Funk- 
störungen verursachen. 

— Technische Vorschrift Nr. 6. 

— Verordnung vom 11. Januar 1960: Definition des 
„gestörten Rundfunkempfangs" im Frequenz- 
bereich 30 bis 300 MHz. 

— Technische Vorschrift Nr. 8. 

— Verordnung vom 22. Februar 1960 betreffend 
Funkstörungen durch die elektrischen Zündsyste- 
me der Motoren von Motorrädern, Motorfahr- 
rädern, Mopeds und ähnlichen Motoren. 

— Verordnung vom 23. Februar 1960 betreffend Re- 
gelung, Bau und Verwendung gewerblicher, 
handwerklicher und wissenschaftlicher Hochfre- 
quenzgeräte, die Funkstörungen verursachen. 
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— Technische Vorschrift Nr. 9. 

— Verordnung vom 24. Februar 1960, ergänzt durch 
die Verordnung vom 7. Dezember 1960 und ge- 
ändert durch Verordnung vom 7. April 1961, be- 
treffend die Zulassungsbedingungen für Entstö- 
rungs Vorrichtungen zur Verringerung der elek- 
tromagnetischen Abstrahlung durch die elek- 
trischen Zündsysteme von Verbrennungsmotoren. 

— Verordnung vom 11. Juli 1960, ergänzt durch 
Verordnung vom 7. Dezember 1960 und geändert 
durch Verordnung vom 7. April 1961, betreffend 
die Zulassungsbedingungen für Funkentstörungs- 
vorrichtungen zur Verringerung der elektroma- 
gnetischen Abstrahlung durch die elektrischen 
Zündsysteme der Motoren von Motorrädern, 
Motorfahrrädern, Mopeds und ähnlichen Moto- 
ren. 

— Verordnung vom 7. Dezember 1967 betreffend 
Geräte für den individuellen oder kollektiven 
Rundfunk- oder Fernsehempfang, die Funkstö- 
rungen in den dem Rundfunk vorbehaltenen 
Frequenzbändern verursachen können. 


Italien 

— Post- und Fernmeldegesetz, erlassen durch König- 
liches Dekret vom 27. Februar 1936 (Artikel 262 
bis 264). 

— Königliches Dekret vom 11. Dezember 1941 be- 
treffend den Schutz des Rundfunks gegen Störun- 
gen durch elektrische Anlagen. 

— Gesetz vom 9. Februar 1968 zur Andeurng der 
Vorschriften des Post- und Fernmeldegesetzes, 
die Rundfunk- und Fernsehstörungen betreffen. 


Niederlande 

Fernmeldegesetz von 1904 (Telegraaf en Telefoon 
Wet) 

— Gesetz von 1952 betreffend gefährliche, belästi- 
gende oder verschmutzende Betriebe (Hinder- 
wet). 

Keine spezifischen Regelungen. 
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